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See the notice on TED website

386405-2026 - Wettbewerb
Deutschland – Laborgeräte, optische Geräte und Präzisionsgeräte (außer Gläser) – simultanes 
thermisches Analysegerät (STA)
OJ S 107/2026 05/06/2026
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Lieferleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Universität Duisburg-Essen
E-Mail: vergabe@uni-due.de
Rechtsform des Erwerbers: Von einer regionalen Gebietskörperschaft kontrollierte Einrichtung 
des öffentlichen Rechts
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Bildung

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: simultanes thermisches Analysegerät (STA)
Beschreibung: Es wird ein simultan thermisches Analysegerät (STA) zur Analyse von 
Gewichtsänderungen und Emissionen wie z.B. bei der thermischen Zersetzung von 
Polymeren, zur Untersuchung von Redox-Reaktionen oder zur Bestimmung der 
Hochtemperaturstabilität von z.B. Keramiken beschafft.
Kennung des Verfahrens: de940c5a-c7af-4a4b-81a7-a999b10de4e5
Interne Kennung: 22-26 PR
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Lieferleistungen
Haupteinstufung (cpv): 38000000 Laborgeräte, optische Geräte und Präzisionsgeräte (außer 
Gläser)
Zusätzliche Einstufung (cpv): 38310000 Präzisionswaagen, 38400000 Instrumente zum 
Prüfen von physikalischen Eigenschaften

2.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Duisburg
Land, Gliederung (NUTS): Duisburg, Kreisfreie Stadt (DEA12)
Land: Deutschland

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: #Bekanntmachungs-ID: CXS0YEQYTV0BQEUY# Es gelten die 
Vertrags- und Vergabebedingungen des Landes Nordrhein-Westfalen in der aktuell gültigen 
Fassung, mitveröffentlicht in diesem Projektforum unter den Vergabeunterlagen. Auch im Fall 
des Zuschlags, werden Ihre AGB nicht anerkannt, sollten diese auf Schriftstücken wie 
Angeboten, Rechnungen oder Lieferscheinen abgebildet sein. Bewerber-/Bieterfragen können 
nur über das Bewerber-/Bietertool "Kommunikation" auf der Vergabeplattform www.evergabe.

 bis zur Fristsetzung gestellt werden und werden nur über die Vergabeplattform nrw.de

https://ted.europa.eu/de/notice/-/detail/386405-2026
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beantwortet. Der Auftraggeber weist darauf hin, dass interessierte Unternehmen im Falle von 
Bewerber-/Bieterfragen und/oder notwendigen Änderungen an den Vergabeunterlagen nur 
kontaktiert werden können, wenn sie sich unter Angabe einer E-Mailadresse freiwillig bei der 
Vergabeplattform  registrieren. Soweit eine freiwillige Registrierung nicht www.evergabe.nrw.de
erfolgt, können keine zusätzlichen Informationen übermittelt werden. Nicht registrierte 
Bewerber/Bieter sind selber dafür verantwortlich, auf der Vergabeplattform regelmäßig zu 
prüfen, ob neue Nachrichten vorliegen. Das Risiko der vollständigen und lesbaren 
Übermittlung des Auskunftsersuchens trägt der anfragende Bewerber/Bieter. Der Antrag auf 
Nachprüfung ist gemäß § 160 Abs. 3 Satz 1 GWB unzulässig, soweit 1. der Antragsteller den 
geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des 
Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von 
zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Abs. 2 GWB bleibt unberührt, 
2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung genannten Frist zur Bewerbung 
oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 3. Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis 
zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber 
gerügt werden, 4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, 
einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. § 160 Abs. 3 Satz 1 GWB gilt nicht bei 
einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Abs. 1 Nr. 2 GWB. 
§ 134 Abs. 1 Satz 2 GWB bleibt unberührt."
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Ausschlussgründe
Quellen der Ausschlussgründe: Bekanntmachung
Verstoß gegen die in den rein innerstaatlichen Ausschlussgründen verankerten 
Verpflichtungen: 
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: Bieter werden zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens ausgeschlossen, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, 
deren Verhalten ihnen nach §123 III GWB zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt ist oder 
gegen denen den Bieter eine Geldbuße nach §30 OWiG rechtskräftig festgesetzt worden ist 
wegen einer Straftat nach § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 
129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des 
Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland). Hierfür ist die 
Eigenerklärung Ausschlussgründe (Formular 521) von Bieter mit dem Angebot abzugeben. 
Auf das Formular 312_322 EU wird hingewiesen.
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: 
Bieter werden zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens ausgeschlossen, wenn sie Kenntnis 
davon haben, dass eine Person, deren Verhalten ihnen nach §123 III GWB zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt ist oder gegen denen den Bieter eine Geldbuße nach §30 OWiG 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach § 129a des Strafgesetzbuchs 
(Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und 
terroristische Vereinigungen im Ausland). Hierfür ist die Eigenerklärung Ausschlussgründe 
(Formular 521) von Bieter mit dem Angebot abzugeben. Auf das Formular 312_322 EU wird 
hingewiesen.
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: Bieter werden zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens ausgeschlossen, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, 
deren Verhalten ihnen nach §123 III GWB zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt ist oder 
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gegen denen den Bieter eine Geldbuße nach §30 OWiG rechtskräftig festgesetzt worden ist 
wegen einer Straftat nach § 261 des Strafgesetzbuchs ((Geldwäsche; Verschleierung 
unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte) und § 89c des Strafgesetzbuchs 
(Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der 
Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen 
Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat 
nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen. Hierfür ist die 
Eigenerklärung Ausschlussgründe (Formular 521) von Bieter mit dem Angebot abzugeben. 
Auf das Formular 312_322 EU wird hingewiesen.
Betrug: Bieter werden zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens ausgeschlossen, wenn sie 
Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten ihnen nach §123 III GWB 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt ist oder gegen denen den Bieter eine Geldbuße nach 
§30 OWiG rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach § 263 des 
Strafgesetzbuchs (Betrug) oder nach § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit 
sich diese Straftaten gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte 
richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden. Hierfür ist die 
Eigenerklärung Ausschlussgründe (Formular 521) von Bieter mit dem Angebot abzugeben. 
Auf das Formular 312_322 EU wird hingewiesen.
Korruption: Bieter werden zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens ausgeschlossen, wenn 
sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten ihnen nach §123 III GWB 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt ist oder gegen denen den Bieter eine Geldbuße nach 
§30 OWiG rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach § 299 des 
Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 
299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen), oder 
nach § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern) 
oder § 108f des Strafgesetzbuchs (unzulässige Interessenwahrnehmung), oder nach den §§ 
333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in 
Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete), 
oder nach Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung 
(Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem 
Geschäftsverkehr). Hierfür ist die Eigenerklärung Ausschlussgründe (Formular 521) von Bieter 
mit dem Angebot abzugeben. Auf das Formular 312_322 EU wird hingewiesen.
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: Bieter werden zu jedem Zeitpunkt 
des Vergabeverfahrens ausgeschlossen, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, 
deren Verhalten ihnen nach §123 III GWB zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt ist oder 
gegen denen den Bieter eine Geldbuße nach §30 OWiG rechtskräftig festgesetzt worden ist 
wegen einer Straftat nach den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des 
Strafgesetzbuches (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der 
Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung). Hierfür ist die 
Eigenerklärung Ausschlussgründe (Formular 521) von Bieter mit dem Angebot abzugeben. 
Auf das Formular 312_322 EU wird hingewiesen.
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Steuern: Bieter werden zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens ausgeschlossen, wenn er seinen Verpflichtungen zur 
Zahlung von Steuern oder Abgaben nicht nachgekommen ist und dies durch eine 
rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde. 
Dies gilt auch wenn eine Verletzung in sonstiger geeigneter Weise nachweislich vorliegt. 
Hierfür ist die Eigenerklärung Ausschlussgründe (Formular 521) von Bieter mit dem Angebot 
abzugeben. Auf das Formular 312_322 EU wird hingewiesen
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen: Bieter 
werden zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens ausgeschlossen, wenn er seinen 
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Verpflichtungen zur Zahlung von Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht 
nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige 
Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder eine sonstige vergleichbare Verletzung 
gegen die genannte Verpflichtung vorliegt. Hierfür ist die Eigenerklärung Ausschlussgründe 
(Formular 521) von Bieter mit dem Angebot abzugeben. Auf das Formular 312_322 EU wird 
hingewiesen.
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Bieter müssen mittels Eigenerklärung 
(Ausschlussgründe, Formular 521) nachweisen, dass das Unternehmen bei der Ausführung 
öffentlicher Aufträge nachweislich nicht gegen geltende umweltrechtliche Verpflichtungen 
verstoßen hat. Auf das Formular 312_322 EU wird hingewiesen.
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Bieter müssen mittels Eigenerklärung 
(Ausschlussgründe, Formular 521) nachweisen, dass keine Verstöße gegen sozialrechtliche 
Verpflichtungen vorliegen. Auf das Formular 312_322 EU wird hingewiesen.
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Bieter müssen mittels Eigenerklärung 
(Ausschlussgründe, Formular 521) nachweisen, dass bei der Ausführung öffentlicher Aufträge 
keine nachweislichen Verstöße gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen vorliegen. Dies 
umfasst insbesondere Verstöße gegen § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindestlohngesetzes, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes 
vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2959). Hierfür ist die Eigenerklärung Ausschlussgründe 
(Formular 521) von Bieter mit dem Angebot abzugeben. Auf das Formular 312_322 EU wird 
hingewiesen
Zahlungsunfähigkeit: Bieter müssen mittels Eigenerklärung (Ausschlussgründe, Formular 521) 
nachweisen, dass sie nicht zahlungsunfähig sind. Auf das Formular 312_322 EU wird 
hingewiesen.
Verwaltung der Vermögenswerte durch einen Insolvenzverwalter: Bieter müssen mittels 
Eigenerklärung (Ausschlussgründe, Formular 521) nachweisen, dass über das Vermögen des 
Unternehmens kein Insolvenzverfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines 
solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im 
Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat. Auf das Formular 
312_322 EU wird hingewiesen.
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: Bieter müssen mittels Eigenerklärung 
(Ausschlussgründe, Formular 521) nachweisen, dass das Unternehmen im Rahmen der 
beruflichen Tätigkeit nachweislich keine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die 
Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird. Hiervon ist ebenfalls die Kenntnis davon 
erfasst, dass eine Person, deren Verhalten nach §123 III GWB dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, diese Voraussetzungen nicht erfüllt. Auf das Formular 312_322 EU wird 
hingewiesen
Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: Bieter 
müssen mittels Eigenerklärung (Ausschlussgründe, Formular 521) nachweisen, dass über das 
Vermögen des Unternehmens kein mit einer Insolvenz vergleichbares Verfahren beantragt 
oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt 
worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat. Auf das Formular 312_322 EU wird hingewiesen.
Schwerwiegendes berufliches Fehlverhalten: Bieter müssen mittels Eigenerklärung 
(Ausschlussgründe, Formular 521) nachweisen, dass das Unternehmen im Rahmen der 
beruflichen Tätigkeit nachweislich keine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die 
Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird. Hiervon ist ebenfalls die Kenntnis davon 
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erfasst, dass eine Person, deren Verhalten nach §123 III GWB dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, diese Voraussetzungen nicht erfüllt. Auf das Formular 312_322 EU wird 
hingewiesen.

5. Los

5.1.  Los: LOT-0001
Titel: simultanes thermisches Analysegerät (STA)
Beschreibung: Lieferleistung und Inbetriebnahme eines simultan thermische Analysegeräts mit 
den nachfolgenden Mindestmerkmalen: 1. Temperaturbereich: von 15°C bis max. 1600?°C 
Arbeitstemperatur und bei einer Dauertemperatur von 1550 °C. Das System muss in diesem 
Bereich stabil regelbar sein und verschleißfrei im Normalbetrieb gegenüber der Temperatur 
betrieben werden können. Die Temperaturauflösung im Ofen müssen den Anforderungen 
hochpräziser Analysen entsprechen (±0,1?K oder besser im Kalibrierzustand). 2. Heiz- und 
Kühlraten: Individuell regelbare Heizraten von sehr niedrig (1 K/min) bis zu 50 K/min. Die 
maximale Heizgeschwindigkeit muss mindestens 50 K/min erreichen, um schnelle 
Temperaturprogramme fahren zu können. Die Kühlrate muss so hoch sein, dass der 
Ofenraum bei einer Betriebstemperatur von 1600 °C nach max. 60 min. sicher geöffnet 
werden kann. Dabei muss gewährleistet werden, dass nach dieser Abkühlzeit kein Verschleiß 
am Schutzrohr, Thermoelement, Heizstäbe, Waage aufgrund des Temperaturwechsels auftritt. 
3. Probengewichtskapazität: Die Thermowaage muss Probenmassen von mindestens 7 g 
aufnehmen und messen können. Das System muss insgesamt auf eine Proben-Träger-
Gesamtlast von 25 g ausgelegt sein, um ausreichend Reserve für Tiegel und Probenmaterial 
zu bieten. Die Wägezelle muss hochauflösend (Mikrogramm-Bereich) und driftarm sein, um 
auch Masseänderungen bis zu 100 % präzise zu erfassen. 4. Probenhalterung: Es sind 
geeignete Probenhalter und Tiegel für verschiedene Probentypen bereitzustellen, 
insbesondere muss ein Probenhalter vorhanden sein, der die Messung von festen runden 
Proben (Pellets) mit Durchmessern von 10 - 25 mm ermöglicht. 5. Gasversorgung: Das Gerät 
muss mittels Peripherie oder integriert die Möglichkeit zum gleichzeitigen Anschluss von 
mindestens 3 verschiedenen Reaktionsgasen plus einem Schutzgas (Inertgas) bieten. Bei den 
Reaktionsgasen handelt es sich dabei um 1x H2, 1x CO und 1x Mischgas (reduzierend). 
Gasflüsse müssen über Massendurchflussregler (MFC) präzise einstellbar und reproduzierbar 
sein. Ein schneller Gaswechsel bzw. die Programmierung unterschiedlicher 
Atmosphärenverläufe während einer Messung muss möglich sein (z.B. um von inerter auf 
oxidierende Atmosphäre umzuschalten). 6. Atmosphärenkontrolle: Das System muss sowohl 
unter Inertgas (z.B. N2, Ar) als auch unter oxidierenden (z.B. Luft, O2), reduzierenden 
Bedingungen (z.B. H2/CO) und unter einer feuchten Atmosphäre (Wasserdampf) sicher 
betrieben werden können. Dabei muss das Gerät bei den benötigten Gasen bis zu 100 % 
Atmosphärenanteil sicher betrieben werden können. 7. Sicherheit bei Gasbetrieb: Für den 
Betrieb mit brennbaren, giftigen oder korrosiven Gasen (wie z.B. Wasserstoff, Kohlenmonoxid, 
etc.) sind entsprechende Sicherheitsvorkehrungen erforderlich. Das System muss über eine 
flexible Gas-Sicherheitssteuerung verfügen, die z.B. bei Leckagen oder unerwartetem 
Gasstopp automatisch auf Inertgas umschaltet und kritische Ventile schließt. Alle 
gasführenden Teile müssen für die o.g. Gase geeignet und dicht ausgeführt sein. 8. 
Messsensorik und Genauigkeit: Das STA-Gerät muss sowohl die Massenänderung (TG) als 
auch die thermischen Effekte (DTA/DSC) simultan an derselben Probe messen. Die 
Empfindlichkeit und Auflösung der Messsignale müssen hohen Anforderungen genügen: Die 
Waage muss eine Auflösung im Mikrogramm-Bereich besitzen (typ. 0,1 ?g oder besser), und 
das DSC/DTA-Modul muss kleinste endotherme/exotherme Effekte im einstelligen Mikrowatt-
Bereich detektieren können. Der Temperaturmesssensor (Thermoelement) muss präzise (±0,1 
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°C), driftarm und mit den unterschiedlichen Reaktionsgasen arbeiten. Dementsprechend sind 
passende Thermoelemente für die o.g. Reaktionsgase mitzuliefern. Eine Mehrpunkt-
Temperaturkalibrierung des Ofens (über den gesamten Bereich) muss durchführbar sein, um 
Messgenauigkeit sicherzustellen. 9. Steuerungs- und Auswertesoftware: Eine umfassende 
Software zur Gerätesteuerung und Datenauswertung muss im Lieferumfang enthalten sein. 
Sie muss die Programmierung von Temperaturprofilen (Heizen, Halten, Kühlen), die 
Steuerung der Gaszufuhren (inklusive MFC-Regelung sowie die simultane Aufzeichnung der 
TGA- und DSC/DTA-Daten ermöglichen. Wichtige Auswertefunktionen sind bereitzustellen, u.
a.: Darstellung der Masseänderung in % und mg, Berechnung von Massenverluststufen und 
Rückständen, erste und zweite Ableitung der TG-Kurve (DTG) zur Ereigniserkennung, 
Auswertung der Wärmestromkurve (z.B. Onset-, Peak- und Endpunktbestimmung von 
Effekten), Berechnung von Reaktionsenthalpien, baseline-Korrekturen etc. Die Software muss 
den Vergleich mehrerer Messungen erlauben (Überlagern von Kurven, statistische 
Auswertung) und den Datenexport in gängige Formate (CSV, Excel, PDF) unterstützen. Die 
Bedienoberfläche der Software muss in deutscher oder englischer Sprache verfügbar sein und 
unter aktuellen Windows-Betriebssystemen laufen. Der entsprechende Computer wird je nach 
der geforderten Mindestspezifikationen bereitgestellt. Für den Betrieb der Software darf es 
keine Beschränkung in der Anzahl der Geräte, die im Lehrstuhl vorhanden sind, geben. 10. 
Abgasanalysen: Zur vertieften Emissionsanalyse muss das STA-System mit einem 
Massenspektrometer (MS) angeboten werden, das während der Messung freigesetzten Gase 
analysiert. Das Gerät muss dafür über eine entsprechende Schnittstelle bzw. einen Auslass 
verfügen; dieser muss über eine beheizte min. 250 °C Transferleitung angeschlossen werden, 
um Kondensation zu vermeiden. Die Software (siehe oben) muss mit einer solchen 
gekoppelten Gasanalyse synchronisieren können (d.h. Trigger/Synchronisations-Signale 
bereitstellen oder empfangen). 11. Elektrische Ausführung und Normen: Das gesamte System 
muss den in Deutschland geltenden elektrischen Sicherheitsbestimmungen entsprechen. 
Insbesondere ist die CE-Kennzeichnung Voraussetzung . Weitere Voraussetzungen sind der 
Leistungsbeschreibung zu entnehmen.
Interne Kennung: 22-26 PR

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Lieferleistungen
Haupteinstufung (cpv): 38000000 Laborgeräte, optische Geräte und Präzisionsgeräte (außer 
Gläser)
Zusätzliche Einstufung (cpv): 38310000 Präzisionswaagen, 38400000 Instrumente zum 
Prüfen von physikalischen Eigenschaften

5.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Duisburg
Land, Gliederung (NUTS): Duisburg, Kreisfreie Stadt (DEA12)
Land: Deutschland

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Laufzeit: 1 Tag

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: 
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Nicht erforderlich
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
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Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: ja
Zusätzliche Informationen: #Besonders auch geeignet für:other-sme#

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Quellen der Auswahlkriterien: Bekanntmachung
Kriterium: Referenzen zu bestimmten Lieferungen
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Referenzen (Mit dem Angebot; Mittels Eigenerklärung): 
Mit dem Angebot sind mindestens zwei Referenzen für die Lieferung und Inbetriebnahme 
eines simultanen thermischen Analysegeräts (STA) aus den letzten 3 Jahren einzureichen, 
welche vergleichbar zur ausgeschriebenen Leistung sind. Die Vergleichbarkeit liegt vor, sofern 
die Referenzanlage folgende Kriterien umfasst: - Eine dauerhafte Betriebstemperatur von 
1550 °C - Einen einstellbaren Wasserdampf Atmosphärenanteil bis zu 100 % während des 
Betriebs - Einen einstellbaren Wasserstoff Atmosphärenanteil bis zu 100 % während des 
Betriebs - Einen einstellbaren Kohlenmonoxid Atmosphärenanteil bis zu 100 % während des 
Betriebs - Die entsprechenden Sicherheitseinrichtungen für den sicheren Betrieb des STA 
unter einer Wasserstoff- und Kohlenmonoxid Atmosphäre

Kriterium: Maßnahmen zur Sicherstellung der Qualität
Beschreibung des Auswahlkriteriums: 521 Eigenerklärung Ausschlussgründe (Mit dem 
Angebot; Mittels Eigenerklärung): Erklärung das keine zwingende Ausschlussgründe nach 
§123 GWB vorliegen. Aufgrund fehlender Auswahlmöglichkeiten unter wirtschaftliche und 
finanzielle Anforderungen: Eigenerklärung Formular 521 (EU) ist auszufüllen.

Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen
Beschreibung des Auswahlkriteriums: 523 - Eigenerklaerung Sanktionspaket (Mit dem 
Angebot; Mittels Eigenerklärung): Aufgrund fehlender Auswahlmöglichkeiten unter 
wirtschaftliche und finanzielle Anforderungen: Eigenerklärung Sanktionen (Formular 523) ist 
auszufüllen.

Kriterium: Anteil der Unterauftragsvergabe
Beschreibung des Auswahlkriteriums: 533a Informationen zu Unterauftraegen bei 
Angebotsabgabengsleiher (Mit dem Angebot; Mittels Eigenerklärung):

Kriterium: Anteil der Unterauftragsvergabe
Beschreibung des Auswahlkriteriums: 533b Nachweis Unterauftragnehmer (Mit dem Angebot; 
Mittels Eigenerklärung):

Kriterium: Anteil der Unterauftragsvergabe
Beschreibung des Auswahlkriteriums: 534a Erklaerung Eignungsleihe (Mit dem Angebot; 
Mittels Eigenerklärung):

Kriterium: Anteil der Unterauftragsvergabe
Beschreibung des Auswahlkriteriums: 534b Erklaerung Eignungsleihe Haftungserklärung (Mit 
dem Angebot; Mittels Eigenerklärung):

Kriterium: Anteil der Unterauftragsvergabe
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Beschreibung des Auswahlkriteriums: Angabe, welche Teile des Auftrags das Unternehmen 
als Unteraufträge zu vergeben beabsichtigt (Mit dem Angebot; Mittels Eigenerklärung): 
Angabe, welche Teile des Auftrags das Unternehmen als Unteraufträge zu vergeben 
beabsichtigt: ausgefüllte Bewerber-/Bietergemeinschaftserklärung (Formular 531 EU) bei 
Unteraufträgen: Erklärung Unteraufträge (Formular 533a EU oder 533b EU) bei 
Eignungsleihe: Erklärung Eignungsleihe (Formular 534a EU oder 534b EU)

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Frist für die Anforderung zusätzlicher Informationen: 29/06/2026 23:59:59 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.evergabe.nrw.de/VMPSatellite/notice
/CXS0YEQYTV0BQEUY/documents
Ad-hoc-Kommunikationskanal: 
URL: https://www.evergabe.nrw.de/VMPSatellite/notice/CXS0YEQYTV0BQEUY

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.evergabe.nrw.de/VMPSatellite/notice
/CXS0YEQYTV0BQEUY
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig
Frist für den Eingang der Angebote: 07/07/2026 10:00:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, 
Mitteleuropäische Sommerzeit
Dauer, während der das Angebot gültig bleiben muss: 56 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Grundsätzlich werden fehlende Unterlagen nachgefordert, 
insbesondere bevor es zu einem Ausschluss kommt.
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Bedingungen für die Ausführung des Auftrags: siehe Vergabeunterlagen Einzureichende 
Unterlagen: * Mit dem Angebot ** Mittels Eigenerklärung: - 521 Eigenerklärung 
Ausschlussgründe: Erklärung das keine zwingende Ausschlussgründe nach §123 GWB 
vorliegen. - 523 - Eigenerklaerung Sanktionspaket - 531 Bewerber 
Bietergemeinschaftserklärung - 533a Informationen zu Unterauftraegen bei 
Angebotsabgabengsleiher - 533b Nachweis Unterauftragnehmer - 534a Erklaerung 
Eignungsleihe - 534b Erklaerung Eignungsleihe Haftungserklärung
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja
Finanzielle Vereinbarung: Es gelten die Vertrags- und Vergabebedingungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen in der aktuell gültigen Fassung, mitveröffentlicht in diesem Projektforum 
unter den Vergabeunterlagen. Auch im Fall des Zuschlags, werden Ihre AGB nicht anerkannt, 
sollten diese auf Schriftstücken wie Angeboten, Rechnungen oder Lieferscheinen abgebildet 

https://www.evergabe.nrw.de/VMPSatellite/notice/CXS0YEQYTV0BQEUY/documents
https://www.evergabe.nrw.de/VMPSatellite/notice/CXS0YEQYTV0BQEUY/documents
https://www.evergabe.nrw.de/VMPSatellite/notice/CXS0YEQYTV0BQEUY
https://www.evergabe.nrw.de/VMPSatellite/notice/CXS0YEQYTV0BQEUY
https://www.evergabe.nrw.de/VMPSatellite/notice/CXS0YEQYTV0BQEUY
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sein. Bewerber-/Bieterfragen können nur über das Bewerber-/Bietertool "Kommunikation" auf 
der Vergabeplattform  bis zur Fristsetzung gestellt werden und werden www.evergabe.nrw.de
nur über die Vergabeplattform beantwortet. Der Auftraggeber weist darauf hin, dass 
interessierte Unternehmen im Falle von Bewerber-/Bieterfragen und/oder notwendigen 
Änderungen an den Vergabeunterlagen nur kontaktiert werden können, wenn sie sich unter 
Angabe einer E-Mailadresse freiwillig bei der Vergabeplattform  www.evergabe.nrw.de
registrieren. Soweit eine freiwillige Registrierung nicht erfolgt, können keine zusätzlichen 
Informationen übermittelt werden. Nicht registrierte Bewerb

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Rheinland
Informationen über die Überprüfungsfristen: §160 GWB: Der geltend gemachte Verstoß gegen 
Vergabevorschriften wurde vor Einreichen des Nachprüfungsantrages erkannt und innerhalb 
einer Frist von 10 Kalendertagen gegenüber dem Auftraggeber gerügt. Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, sind spätestens bis 
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung 
zu rügen. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar 
sind, sind spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur 
Angebotsabgabe oder zur Bewerbung zu rügen. Ein Antrag auf Nachprüfung ist innerhalb von 
15 Kalendertagen nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen 
zu wollen, zu stellen. Ein Antrag zur Geltendmachung der Unwirksamkeit des vergebenen 
Auftrages ist innerhalb von 30 Kalendertagen bei der in der Bekanntmachung genannten 
Stelle einzulegen, gerechnet vom Tage nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union.
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: Universität 
Duisburg-Essen
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: Universität Duisburg-Essen

8. Organisationen

8.1.  ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: Universität Duisburg-Essen
Registrierungsnummer: DE811272995
Postanschrift: Forsthausweg 2
Stadt: Duisburg
Postleitzahl: 47057
Land, Gliederung (NUTS): Duisburg, Kreisfreie Stadt (DEA12)
Land: Deutschland
Kontaktperson: Vergabestelle/Strategischer Einkauf
E-Mail: vergabe@uni-due.de
Telefon: +492033790
Fax: +49 2033791217
Internetadresse: https://www.uni-due.de/
Rollen dieser Organisation: 

http://www.evergabe.nrw.de
http://www.evergabe.nrw.de
mailto:vergabe@uni-due.de
https://www.uni-due.de/
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Beschaffer
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt

8.1.  ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Rheinland
Registrierungsnummer: DE812110859
Postanschrift: c/o Bezirksregierung Köln, Zeughausstr. 2-10
Stadt: Köln
Postleitzahl: 50667
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
E-Mail: VKRheinland@bezreg-koeln.nrw.de
Telefon: +49 2211473055
Fax: +49 2211472889
Internetadresse: https://www.bezreg-koeln.nrw.de
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle

8.1.  ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 8291eab7-a0db-4e65-9cfd-ae09700f7420  -  01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 03/06/2026 15:32:45 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 386405-2026
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 107/2026
Datum der Veröffentlichung: 05/06/2026

mailto:VKRheinland@bezreg-koeln.nrw.de
https://www.bezreg-koeln.nrw.de
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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